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ANALYSE

Die Drogenpolitik in Polen — Zeit fiir eine Korrektur

Ewelina KuZzmicz, Warschau

Zusammenfassung

Der Drogenbesitz ist in Polen verboten und unterliegt der Strafverfolgung und einer Haftstrafe. Die Krimi-
nalisierung des Drogenbesitzes besteht seit zehn Jahren. Fiir die Autorin ist es an der Zeit, Kosten und Nut-
zen zu bewerten. Die Kriminalisierung des Drogenbesitzes erfiillt nach ihrer Bilanzierung nicht die gewoll-
ten politischen Ziele. Sie sei kostspielig und habe negative Folgewirkungen. Drogenhandel und -konsum
sind nicht zurtickgegangen. Die Kosten fiir den Staat belaufen sich jihrlich auf mindestens 80 Mio. Zloty
(ca. 20 Mio. Euro). Betroffen sind vor allem junge Menschen und Konsumenten von Marihuana. Die Auto-
rin fordert die Entkriminalisierung von Drogenbesitz in kleinen Mengen fiir den persénlichen Gebrauch.

S eit dem Jahr 2000 ist der Besitz jedweder Menge psy-
choaktiver Substanzen oder Rauschmittel (im Fol-
genden Drogen genannt) verboten und ein kriminel-
les Vergehen, das der Haftstrafe unterliegt. Ein solcher
gesetzmifliger Status wird Kriminalisierung genannt.
Zehn Jahren nach Inkrafttreten ist es Zeit, seine Kos-
ten und seinen Nutzen zu evaluieren.

Es gibt drei Kategorien von Strafen, die bei Drogen-
besitz greifen konnen und die in Art. 62 des Gesetzes
fiir die Bekimpfung von Drogenabhingigkeit (Ustawa o
przeciwdzialaniu narkomanii) geregelt werden. Die erste
Artist der Freiheitsentzug bis zu drei Jahren, dies ist der
sogenannte Grundtyp der Bestrafung. Die zweite Bestra-
fungsart ist die Inhaftierung von sechs Monaten bis zu
acht Jahren, wenn es sich um den Besitz betrichtlicher
Mengen handelt. Bei der dritten Kategorie, dem soge-
nannten privilegierten Typ, handelt es sich um eine Frei-
heitsbeschrinkung oder eine Inhaftierung bis zu einem
Jahr in minder schweren Fillen. Die gesetzliche Regu-
lierung des Drogenbesitzes war nicht immer so streng
wie heute. Das erste Gesetz zur Verhinderung von Dro-
genmissbrauch aus dem Jahr 1985 sah keine Strafe fiir
den Besitz von Rauschmitteln vor. Vielmehr wurden
alle Handlungen bestraft, die mit dem illegalen Han-
del kontrollierter Substanzen in Verbindung standen.
1997 wurde die Strafe fiir den Besitz von Rauschmit-
teln eingefiihrt, sie betraf aber nicht den Besitz kleiner
Mengen fiir den personlichen Gebrauch. Der Drogen-
besitz wurde also als verbotener Akt definiert, es war
aber keine Strafe bei Besitz fiir den eigenen Gebrauch
vorgesehen. Im Jahr 2000 wurden das Gesetz geindert
und die Kriminalisierung des Drogenbesitzes, unabhin-
gig von der Menge und dem Zweck, eingefiihre. Hier-
bei trat das Prinzip der Gleichheit in Kraft, d. h. dass
jeder der Strafverfolgung unterliegt, auch beim Besitz
kleinster Mengen.

Die heutige Herausforderung besteht darin zu
bewerten, ob die Praxis der Kriminalisierung des
Drogenbesitzes die Ziele von vor zehn Jahren erfiillt.
Damals wurden in der 6ffentlichen Debatte zwei Argu-

mente als die beiden wichtigsten herausgestellt. Das
erste Argument war, dass die Kriminalisierung des
Drogenbesitzes helfen wiirde, den Handel einzudim-
men. Die Befiirworter dieses Arguments waren der
Meinung, dass es schwierig werden wiirde, die Dro-
gendealer zu inhaftieren, wenn das Gesetz den Besitz
kleiner Mengen erlaubt. Da Dealer nur kleine Mengen
mit sich fithren wiirden, so die Argumentation, kénn-
ten sie bei Kontakt mit der Polizei immer sagen, dass
die Menge fiir ihren eigenen Gebrauch bestimmt sei.
Wenn also Konsumenten kleiner Mengen und Dealer
nicht inhaftiert werden kénnten, wire es auch unméog-
lich, die Bosse der Drogenbanden zu fassen. Das zweite
Argument war, dass die Kriminalisierung des Drogen-
besitzes vor allem junge Menschen abschrecken wiirde,
verbotene Substanzen zu konsumieren. Die Vertreter
dieser Meinung betonten die normative Funktion des
Gesetzes als Leitlinie menschlichen Verhaltens. Aufer-
dem unterstrichen sie die Anfilligkeit der Gesellschaft
und ihrer einzelnen Mitglieder fiir Drogenabhingig-
keit, zumindest Drogenkonsum.

Die Kriminalisierung des Drogenbesitzes
dient nicht der Bekimpfung des
Drogenhandels

Die Praxis der Institutionen, die das Gesetz vollstrecken,
zeigt, dass es keinen Kausalzusammenhang zwischen der
Inhaftierung der Besitzer kleiner Mengen von Drogen
und dem Kontakt zu den eigentlichen Drogenhindlern
gibt. Die Verhaftung von Hindlern, vor allem den wich-
tigeren, ist komplizierter. Die Einsatzkrifte der Polizei
wissen gewohnlich, wer in ihrem Einsatzgebiet mit wel-
chen Mengen handelt. Dies ist naturgemif schwierig
zu beweisen. Im Allgemeinen dauert es Monate, einen
Drogenhindler zu entlarven. Dies wird von speziellen
Einsatzgruppen oder Drogenfahndern vorbereitet und
vollzogen. In diesem Zusammenhang ist es eine »Ver-
geudunge, Art. 62, der den Besitz kriminalisiert, auf eine
Person anzuwenden, die des Drogenhandels verdichtigt
wird. Viel effektiver wiire es, sie beispielsweise wihrend
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einer Transaktion zu verhaften, da sie nur dann wegen
Handels belangt werden kann.

Die Polizei darf jemanden, der wegen Drogenbesit-
zes festgenommen wurde, vernehmen, um Informatio-
nen iiber die Quelle zu erhalten. Mit anderen Worten
ermdglicht Art. 62 es, Beweismaterial zu sammeln, das
den operativen Einsatz erleichtert. In der Praxis aber
sind die Festgenommenen kleine Drogenkonsumenten
oder Drogenabhingige, die keine Informationen haben,
die zuverldssig genug wiren, die Polizei zu den groflen
Hindlern zu leiten. Aulerdem ergibt sich kein Vorteil
daraus, Informationen mit der Polizei zu teilen. Die Poli-
zei hat kein Mitspracherecht beim Urteil; im Falle von
Verstoflen gegen Art. 62 ist die Bestrafung unumstof3-
lich. Sogar wenn es zu Aussagen kommen sollte, ist es
hiufig der Fall, dass die Aussage spiter aus Angst wider-
rufen wird. Vollzugsbeamte bestitigen, dass die Aussa-
gen von gemifd Art. 62 Inhaftierten nicht zur Verhaf-
tung der groflen Drogenhindler fiihren.

Die Anzahl der Inhaftierungen wegen Drogenhan-
dels ist geringer als die der Festnahmen wegen Drogen-
besitzes. 2008 betrafen nur 24 % der Anklagen nach
dem Gesetz fiir die Bekimpfung von Drogenabhingig-
keit den Drogenhandel, wihrend mehr als die Hilfte,
53 %, den Drogenbesitz betrafen. Laut Statistik ist die
Polizei mehr mit dem Besitz beschiftigt als mit dem
Handel. Polizeibeamte bewerten die Bestrafung fiir Dro-
genbesitz als Methode, den Drogenhandel zu reduzie-
ren, unterschiedlich. In einer Untersuchung des Insti-
tuts fiir Offentliche Angelegenheiten (Instytut Spraw
Publicznych — ISP) stimmten 48 % der Befragten nicht
damit iiberein, dass Art. 62 ein effektives Instrument zur
Reduzierung des Drogenhandels sei. Auch die Meinun-
gen anderer Vertreter der Vollzugsbehsrden und der Kri-
minaljustiz sind gespalten. Vorherrschend ist, dass Art.
62 nicht als wirksames Instrument fiir die Bekimpfung
des Drogenhandels betrachtet wird: 60 % der Staatsan-
wilte (8 % deklarieren keine Meinung), 45 % der Rich-
ter (17 % geben an, keine Meinung zu haben) und 56 %
der Bewihrungshelfer (13 % sind keiner Meinung) stim-
men nicht der Aussage zu, dass es sich um ein wirkungs-
volles Mittel im Kampf mit dem Drogenhandel handelt.

Die restriktive Drogenpolitik beugt dem
Drogenkonsum nicht vor

Die Befiirworter der Kriminalisierung des Drogenbe-
sitzes argumentierten, dass die Unvermeidlichkeit der
Strafe die Menschen abschrecken wiirde, Drogen zu
nehmen. Diesem Standpunkt widerspricht das eiserne
Gesetz der Prohibition, das besagt, dass, je strikter ein
Gesetz umgesetzt wird, desto michtiger die verbotene
Substanz wird. Umfragen unter Beamten, die an der
Umsetzung des polnischen »Drogengesetzes« beteiligt

sind, duflern ebenfalls Skepsis, ob die Kriminalisierung
des Drogenbesitzes ein wirksames Mittel zur Verhinde-
rung von Drogengebrauch ist. 66 % der Staatsanwilte,
58 % der Bewihrungshelfer, 46 % der Richter und 51 %
der Polizeibeamten sind nicht der Meinung, dass Art. 62
effektiv eingesetzt werden kann, um potentielle Dro-
gennutzer vom wirklichen Gebrauch abzuschrecken.
Sie stimmen auch weitgehend nicht mit der Hypothese
iiberein, dass Art. 62 ein wirksames Werkzeug darstellt,
den Drogenkonsum unter jungen Menschen zu redu-
zieren, die bereits Drogen nehmen. Zu denen, die die-
ser Hypothese nicht zustimmen, gehdren mit 48 % fast
die Hilfte der Polizeibeamten (11 % geben an, keine
Meinung zu haben), circa die Hilfte (52 %) der Rich-
ter (15 % haben keine Meinung), nicht weniger als 61 %
der Staatsanwilte (12 % ohne Meinung) und 57 % der
Bewihrungshelfer (14 % ohne Meinung). Vertreter der-
jenigen Berufsgruppen, die im Berufsalltag mit Fillen
von Drogenbesitz zu tun haben, sind also skeptisch, was
die Effektivitit der Kriminalisierung des Drogenbesit-
zes als Methode angeht, die Menschen vom Drogen-
konsum abzuhalten.

Gewdhnlich sind es junge Minner, die wegen
Drogenbesitzes strafrechtlich verfolgt werden. Nach
Gerichtsberichten waren 86 % aller nach Art. 62 Ver-
urteilten unter 30 Jahre alt (53 % waren jiinger als 24
Jahre). Der Anteil der Minner liegt dabei bei 93 %. Die
verbotenen Substanzen, die der Gegenstand der Anklage
waren, waren in 65 % der Fille Marihuana und in 23 %
der Fille Amphetamine.

Die Strafe fiir Drogenbesitz ist die Haft. Obgleich
die Gefingnisstrafe im Allgemeinen als Bewidhrungs-
strafe ausgesetzt ist, waren im Jahr 2007 714 Personen
wegen Drogenbesitzes inhaftiert. Ohne Riicksicht auf
die Tatsache, ob die Strafe ausgesetzt wird oder niche,
wird der Betreffende immer in das Vorstrafenregister
aufgenommen und ist somit vorbestraft.

Die Kriminalisierung des Besitzes verbessert
die Statistik
Nachdem die Kriminalisierung des Drogenbesitzes ein-
gefithrt worden war, stieg die Anzahl der registrierten
Straftaten gemif Art. 62 (Drogenbesitz) von 2.815 im
Jahr 2000 auf 30.548 im Jahr 2008. Dieser Trend spie-
gelt die Tatsache wider, dass der Drogenbesitz eine neue
Kategorie unter den Kriminalvergehen darstellt und
damit naturgemifl zum Anstieg der Kriminalvergehen
beitrigt. Auf der anderen Seite reflektiert er den Mecha-
nismus des Art. 62, der ein sehr niitzliches Instrument
ist, die Statistiken der Polizei, der Staatsanwaltschaft
und der Gerichte »effektiv zu steigern«.

Der Drogenbesitz ist mit etwas Gliick leicht fest-
stellbar, gewdhnlich wird er im Rahmen von Stan-
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dardeinsitzen der Polizei wie Verkehrskontrollen oder
Straflenpatrouillen entdeckt. Untersuchungen im Fall
von Drogenbesitz stellen sich hiufig als sehr einfach
heraus. Die Angeklagten stimmen einer Vereinfachung
des Prozedere gewdhnlich zu und fiigen sich aus freien
Stiicken der Bestrafung. Die Vergehen nach Art. 62
werden schnell von der Liste der Gerichtsverfahren
als erledigt gestrichen. In fast der Hilfte der Fille ist
alles, was erforderlich ist, eine Sitzung des Gerichts
ohne die Notwendigkeit, eine Verhandlung abzuhal-
ten. Das bedeutet, dass Art. 62 ein wirkungsvolles
Mittel ist, um die Indikatoren fiir aufgeklirte Straf-
taten zu verbessern und die Anzahl der abgeschlosse-
nen Fille zu steigern.

Drogenabhingigkeit zu diagnostizieren und die
Behandlung anzugehen sind marginale Fragen bei der
Umsetzung des polnischen Drogengesetzes. Bei der
Anwendung des Gesetzes werden selten Experten von
auflen konsultiert, auch die Gerichte suchen selten den
Kontakt zu aufSenstehenden Fachleuten. Staatsanwilte
haben in Untersuchungen des ISP angegeben, dass sie
nur in 38 % der Fille von Verstof8en gegen Art. 62 psy-
chiatrische Gutachten angefordert haben, von denen
93 9% zum Ziel hatten, die Verantwortlichkeit der Titer
festzustellen, und zwei Drittel priifen sollten, ob die
Titer drogenabhingig waren. Was die Gerichtspraxis
angeht, so haben nur 34 % der Richter psychiatrische
Gutachten in Auftrag gegeben, 88 % davon betrafen
die Verantwortlichkeit der Angeklagten und 35 % eine
mogliche Abhingigkeit.

Die Vorschriften, die das polnische Strafgesetzbuch
und das Gesetz fiir die Bekimpfung von Drogenab-
hingigkeit beinhalten, erlauben dem Gericht, die Ver-
urteilten zu einer Behandlung zu verpflichten, wenn
die Gefingnisstrafe zur Bewihrung ausgesetzt ist. Es
ist aber keine Umsetzung dieser Vorschriften festzu-
stellen: Im Jahr 2009 wurden die nach Art. 62 Ver-
urteilten in nur 3,5 % der Fille verpflichtet, sich einer
Behandlung zu unterziehen. In der gleichen Zeit wurde
die Verpflichtung, den Drogenkonsum zu unterlassen,
in nur 11 % der Fille auferlegt. Dariiber hinaus wurden
Richter gefragt, welches Urteil sie in der — vereinfach-
ten, hypothetischen — Situation sprechen wiirden, wenn
ein Angeklagter mit einer mit Heroin gefiillten Spritze
gefasst worden wire. Der Angeklagte sei noch nie verur-
teilt worden und ein Experte hitte sowohl Abhingigkeit
als auch Verantwortlichkeit gepriift. Theoretisch muss
das Gericht den Verurteilten in einer solchen Situation
verpflichten, sich einer Rehabilitationsmafinahme oder
Behandlung zu unterzichen (Art. 71, § 1 des Gesetzes
fiir die Bekimpfung von Drogenabhingigkeit). Tat-
sichlich haben nur 34 % der Richter angegeben, dass
sie dieses tun wiirden.

Ungenaue Definitionen

Nach den giiltigen Vorschriften ist die Strafe fiir Dro-
genbesitz unter anderem davon abhingig, welche Menge
der betreffenden Substanz der Festgenommene bei sich
hatte. Bei betrichtlichen Mengen sind Haftstrafen bis
zu drei Jahren bzw. zwischen sechs Monaten und acht
Jahren vorgesehen, in weniger schweren Fillen Freiheits-
beschrinkung oder Inhaftierung bis zu einem Jahr. Der
Gesetzgeber hat nicht spezifiziert, was eine »betrichtli-
che« Menge oder ein »weniger schwerer Fall« ist. In der
Praxis fithrt dies zu Willkiir bei der Formulierung der
Anklagepunkte durch die Staatsanwaltschaft und des
Urteilsspruchs durch die Gerichte.

Unter den Vollzugsbeamten und der Richterschaft
differieren die Meinungen erheblich, was eine betrichtli-
che und eine kleine Menge an Drogen sei. Fiir 58 % der
Polizisten umfasst eine betrichtliche Menge bis zu zehn
Portionen einer Droge, fiir 39 % der Staatsanwilte sind
es zwischen 21-50 Portionen und fiir 46 % der Rich-
ter beginnt eine betrichtliche Menge ab 50 Portionen.
Eine kleine Menge ist dagegen fiir 75 % der Staatsan-
wilte nicht mehr als zwei Portionen, fiir die Richter
sind es durchschnittlich sechs Portionen. Diese auffil-
lige Spannbreite der Meinungen impliziert, dass es von
der individuellen Einstellung des einzelnen Staatsan-
walts oder Richters oder der Gepflogenheit des jewei-
ligen Gerichtes abhingt, welches Strafmafd bei Dro-
genbesitz verhingt wird. Studien des ISP belegen, dass
es eine Diskrepanz zwischen der Strafe gibt, die der
anklagende Staatsanwalt fordert, und dem tatsichlichen
Urteilsspruch. In 26 % der Fille, in denen der Richter
die geringere Strafe verhingt hat (Freiheitsbeschrin-
kung oder Haft bis zu einem Jahr), hatte der Staatsan-
walt die hohere Strafe (bis zu drei Jahren Haft) gefor-
dert. Dies zeigt generell, dass die Gerichte die Tendenz
zu weniger harten Strafen haben; es zeigt aber auch, dass
es eine Frage der Einstellung des jeweiligen Staatsan-
walts und Richters ist, eine hohere oder geringere Strafe
zu veranschlagen.

Die hohen Kosten der Kriminalisierung des
Drogenbesitzes

Im Jahr 2008 hat die Anwendung von Art. 62 des Geset-
zes fiir die Bekdmpfung von Drogenabhingigkeit fast
80 Mio. Zloty (ca. 20 Mio. Euro) gekostet. Die Arbeits-
zeit der Vollzugsbeamten und der Richterschaft wurde
auf 203.900 Arbeitstage geschitzt. Diese Zahlen lassen
sich noch konkreter ausdriicken: Beispielsweise kostet
die Verfolgung einer Straftat nach Art. 62 2.594 Zloty
(ca. 650 Euro) und bis zu sieben Arbeitstage der Voll-
zugsbeamten und Richterschaft; ein Hiftling, der seine
Strafe nach Art. 62 absitzt, kostet 8.576 Zloty (ca. 2.100
Euro) und 22 Arbeitstage. Es stellt sich die Frage, ob
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der Aufwand an Kosten und Zeit den angestrebten Zie-
len und erreichten Ergebnissen angemessen ist bzw. was
verindert werden miisste, um vorhandene Moglichkei-
ten besser auszuschdpfen.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Die Politik der Kriminalisierung des Drogenbesitzes
erfiillt nicht die Ziele, die sich die Befiirworter vor zehn
Jahren gesetzt haben. Sie ist kostspielig und fithrt zu
einer Reihe von negativen Konsequenzen. Die Drogen-
politik, die den Besitz psychoaktiver Substanzen und
Rauschmittel betrifft, bedarf folgender Verinderungen:

Zuriickgenommen werden sollte die Kriminalisie-
rung des Besitzes von kleinen Mengen an Drogen fiir
den eigenen Gebrauch. In der Praxis wiirde dies bedeu-
ten, dass der Besitz von kleinen Mengen kein krimi-
nelles Vergehen darstellen wiirde und keine Haftstrafe
nach sich zdge.

Es sollten Definitionen aufgestellt werden, was eine
kleine und was eine betrichtliche Menge an psychoak-
tiven Substanzen und Rauschmitteln bedeutet. Dies
wiirde Willkiir bei der Festlegung von Strafen verhin-

Uber die Autorin

dern. Zusitzlich wire dies ein wichtiges Werkzeug bei
der Entkriminalisierung des Besitzes von kleinen Dro-
genmengen fiir den persénlichen Gebrauch.

Das Budget, das derzeit im Rahmen der Krimina-
lisierung des Drogenbesitzes verwendet wird, sollte fiir
die Suchtbehandlung und andere Programme einge-
setzt werden, so dass sich die Drogenpolitik mehr auf
die Behandlung als auf die Bestrafung konzentriert.

Solange die Politik der Kriminalisierung des Dro-
genbesitzes nicht in Hinblick auf diejenigen gedndert
wird, die wegen Besitzes kleiner Mengen von Drogen
inhaftiert wurden und vorher nicht strafrechtlich auffil-
lig gewesen sind, sollte eine Abweisung dieser Fille im
Verlauf der Strafverfolgung erwogen werden, so dass auf
diese Weise der Eintrag der Betreffenden ins Strafregister
vermieden wiirde. Eine solche Lésung wiirde auch Dro-
genabhingigen helfen, die eine Bewdhrungsstrafe erhal-
ten haben, wobei diese automatisch annulliert und in
eine Gefingnisstrafe umgewandelt werden sollte, wenn
es spiter zu einem weiteren Vergehen kommen sollte.

Ubersetzung aus dem Englischen: Silke Plate

Ewelina Kuzmicz ist Leiterin des Programms »Sozialpolitik« des Instituts fiir 6ffentliche Angelegenheiten (Instytut
Spraw Publicznych — ISP) in Warschau und Doktorandin am Institut fiir Soziologie der Universitit Warschau. Thre
Forschungsgebiete sind die Gesellschaftsstruktur, soziale Probleme und eine aktive Sozialpolitik.
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GRAFIKEN ZUM TEXT

Umfragen zum Drogenkonsum unter Schiilern

Das Problem des Drogenkonsums unter Jugendlichen hat seit Anfang der 1990er Jahre eine immer grofiere Bedeutung
angenommen. Die Medien fiithrten zahlreiche Kampagnen durch, mit dem Ziel, den Anstieg des Drogengebrauchs zu
stoppen; es stieg die Anzahl vorbeugender Aktionen, die sich direkt an Jugendliche wenden. Die Ergebnisse der letz-
ten Untersuchungen [im Jahr 2008] zeigen den Riickgang des Drogenkonsums unter Schiilern in den letzten Jahren.*

Grafik 1: Weifst Du, wo man Drogen kaufen kann? (%)
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*Quelle: CBOS BS/11/2009: Miodziez a substancie psychoaktywne [Jugendliche und psychoaktive Substanzen]. Warszawa 01/2009. www.cbos.pl

Grafik 2: Wurde Dir schon der Kauf von Drogen angeboten? (%)
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Quelle: CBOS BS/11/2009: Mtodziez a substancje psychoaktywne [Jugendliche und psychoaktive Substanzen]. Warszawa 01/2009. www.cbos.pl
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Grafik 3: Werden auf Deinem Schulgelinde Drogen verkauft? (%)
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Quelle: CBOS BS/11/12009: Mtodziez a substancie psychoaktywne [Jugendliche und psychoaktive Substanzen]. Warszawa 01/2009. www.cbos.pl

Grafik 4: Gibt es in Deinem Freundes-/Bekanntenkreis jemanden, der Drogen nimmt?
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Quelle: CBOS BS/11/2009: Miodziez a substancie psychoaktywne [Jugendliche und psychoaktive Substanzen]. Warszawa 01/2009. www.cbos.pl
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Grafik 5: Hast Du im Laufe des letzten Jahres Drogen genommen? (%)
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Quelle: CBOS BS/11/2009: Mitodziez a substancje psychoaktywne [Jugendliche und psychoaktive Substanzen]. Warszawa 01/2009. www.cbos.pl

CHRONIK

Vom 16. November bis zum 6. Dezember 2010

16.11.2010 | Ministerprisident Donald Tusk bilanziert auf einer Pressekonferenz die dreijihrige Regierungstitigkeit. Hervor-
zuheben seien die Nutzung von EU-Mitteln und der Ausbau der Infrastrukeur. Tusk dankt der Vorgingerregie-
rung sowie allen Polen, dass die Wirtschaftskrise gemeinsam gemeistert worden sei. Als Erfolg in der internatio-
nalen Politik fithrt er die Wahl von Jerzy Buzek zum Prisidenten des Europidischen Parlaments sowie von Janusz
Lewandowski als EU-Kommissar fiir Finanzen an.

17.11.2010 | Staatsprisident Bronistaw Komorowski und Bundesprisident Christian Wulff nehmen am Festakt zum 30-jihri-
gen Jubilium des Deutschen Polen-Instituts in Darmstadt teil. Komorowski hebt in seiner Rede den Beitrag des
Instituts fiir die deutsch-polnische Verstindigung hervor. Wulff weist auf die Rolle Polens bei der Uberwindung
des Kommunismus und fiir die deutsche Einheit hin. Die Ausséhnung mit Polen bleibe eine historische Aufgabe.
18.11.2010 | In cinem offenen Brief an Ministerprisident Donald Tusk schreibt der Vorsitzende von Recht und Gerechtigkeit
(Prawo i Sprawiedliwos¢ — PiS), Jarostaw Kaczyniski, dass Russland daran arbeite, seinen Machtbereich auszudeh-
nen und sich zunehmend autoritir entwickle. Fiir Polen sei von besonderer Bedeutung, dass die USA ihren Schwer-
punkt in der Sicherheitspolitik von Europa auf den Fernen Osten verlegt hitten. Er fordert Tusk aus Anlass des
bevorstehenden NATO-Gipfels in Lissabon dazu auf, die Verantwortung fiir die Sicherheit und Verteidigung des
Landes zu tibernehmen und dem entsprechend seinen Pflichten nachzukommen. Tusk teilt mit, dass die Regie-
rung gemeinsam mit Staatsprisident Bronistaw Komorowski die polnische Position fiir den NATO-Gipfel ausge-
arbeitet und diese Eingang in das Verteidigungskonzept der NATO gefunden habe, das in Lissabon verabschie-
det werden soll.

20.11. 2010 | Die Europaabgeordneten von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwo$¢ — PiS) Adam Bielan, Michal
Kaminiski und Pawet Poncyliusz treten aus der Partei aus. Grund seien die zunehmenden Meinungsverschieden-
heiten zwischen ihnen und der Parteifithrung und die fehlende Méglichkeit der Diskussion.

21.11. 2010 |In Polen finden die Selbstverwaltungswahlen auf der Ebene der Gemeinden, Kreise und Woiwodschaften statt.
Die Wahlbeteiligung betrigt 47, 32 %. In 13 von 16 Woiwodschaftsparlamenten erhilt die Biirgerplattform (Plat-
forma Obywatelska — PO) die relative Mehrheit, Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwo$¢ — PiS) erlangt
die relative Mehrheit in zwei Woiwodschaften (Lublin/lubelskie und Vorkarpaten/podkarpackie) und die Polni-

sche Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe — PSL) in einem Regionalparlament (Woiwodschaft Heiligkreuz/
$wigtokrzyskie).
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23.11.2010

Die ehemalige Abgeordnete von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwos¢ — PiS) Joanna Kluzik-Rostowska
beantragt bei Sejmmarschall Grzegorz Schetyna die Registrierung einer neuen Fraktion im Sejm unter dem Namen
Polen ist das Wichtigste (Polska Jest Najwazniejsza — PJN). Der Fraktion gehoren 15 ehemalige PiS-Abgeord-
nete bzw. parteilose Abgeordnete an. Nach Einschitzung von Jaroslaw Zieliriski, Mitglied des Politischen Komi-
tees von PiS, stelle PJN eher eine Konkurrenz zur Biirgerplattform (Platforma Obywatelska — PO) als zu PiS dar.

24.11.2010

Auf der Sitzung des Rates fiir Nationale Sicherheit (Rada Bezpieczeristwa Narodowego — RBN) werden das pol-
nisch-russische Verhiltnis und die Anniherung Russlands an die NATO diskutiert. Fiir den 6. Dezember ist
ein Besuch des russischen Prisidenten Dimitri Medwedjew in Polen geplant. Auf Einladung von Staatsprisident
Bronistaw Komorowski nimmt auch Wojciech Jaruzelski, der 1981 das Kriegsrecht in Polen verhingt hatte, den
Zusammenbruch des kommunistischen Systems 1988/89 zulief§ und 1989 erstes Staatsoberhaupt des demokra-
tischen Polen war, an der Sitzung des RBN teil. Dies wurde von einigen Politikern scharf kritisiert. Der RBN ist
als beratendes Gremium beim Staatsprisidenten angesiedelt.

25.11.2010

Der Vorsitzende von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwo$¢ — PiS), Jarostaw Kaczyniski, lehnt Gespri-
che mit den Fraktionsmitgliedern von Polen ist das Wichtigste (Polska Jest Najwazniejsza — PJN) ab. Diese seien
illoyal und unmoralisch. Die Mehrheit der Angehérigen von PN gehérten vorher PiS an.

26.11.2010

Der Ko-Vorsitzende der Polnisch-Russischen Gruppe fiir schwierige Angelegenheiten, Adam Daniel Rotfeld, bewer-
tet die Initiative der Duma, eine Resolution vorzubereiten, die den Mord an mehreren tausend polnischen Offi-
zieren in Katyn 1940 als Verbrechen des Stalin-Regimes einordnet, als sehr bedeutsam. Dieses Urteil sei in Polen
selbstverstindlich, in Russland jedoch werde damit ein neuer politischer Standpunkt festgeschrieben.

28.11.2010

Ministerprisident Donald Tusk spricht sich erneut fiir die Aufhebung der staatlichen Parteienfinanzierung fiir den
Zeitraum von zwei Jahren aus. Ein Gesetzesprojekt der Regierungspartei Biirgerplattform (Platforma Obywatel-
ska — PO) iiber die Halbierung der Parteisubventionen hat die erste Lesung durchlaufen.

29.11.2010

Nach Einschitzung des Internationalen Wihrungsfonds wird das Wirtschaftswachstum in Polen dieses Jahr 3,5 %
betragen; fiir 2011 wird von einem Wachstum von 3,75 bis 4,0 % ausgegangen.

30.11.2010

Nach Angaben der europiischen Statistikbehorde Eurostat betrug die Arbeitslosigkeit in Polen im Oktober 9,7 %,
was keine Anderung im Vergleich zu September bedeutete. In der Euro-Zone betrug sie 10,1 % im Vergleich zu
10 % im September (nicht saisonbereinigt).

01.12.2010

In Warschau werden die Empfehlungen des deutsch-polnischen Expertengremiums fiir ein deutsch-polnisches
Schulbuch fiir den Geschichtsunterricht vorgestellt. Mirostaw Sielatycki, stellvertretender Bildungsminister, hebt
hervor, dass ein solches Geschichtsbuch den Schiiler befihigen solle, historische Ereignisse selbstindig und kri-
tisch zu analysieren. Im Jahr 2008 ist bereits ein deutsch-franzésisches Geschichtsbuch fiir den Schulunterricht
herausgegeben worden.

02.12.2010

Nach Angaben von Finanzminister Jacek Rostowski wird die Staatsverschuldung am Jahresende 53,0-53,5 % des
Bruttoinlandsprodukts betragen.

03.12.2010

Der Sejm lehnt mit der Mehrheit der Stimmen der Oppositionsparteien Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Spra-
wiedliwo$¢ — PiS) und Demokratische Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej — SLD) sowie der Koaliti-
onspartei Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe — PSL) das Gesetzesprojekt zur Reduzierung der
offentlichen Parteifinanzierung ab dem Jahr 2011 bzw. fiir die Jahre 2012 und 2013 ab.

04.12.2010

Nach den neuesten Untersuchungen von UNICEF, die in 24 Linder der OECD stattfanden und die materielle
und gesundheitliche Situation der Kinder sowie deren Bildungsniveau analysierten, liegt Polen auf Platz 21, was
die materielle Situation unter den Aspekten Haushaltseinkommen, Zugang zu Lehrmitteln und Wohnraum der
Kinder betrifft. Im Bereich Gesundheit der Kinder (gesundheitliche Probleme, Ernihrung und kérperliche Akti-
vitit) befindet sich Polen an 18. Stelle. Beim Bildungsniveau der Kinder (lesen, rechnen, naturwissenschaftliches
Wissen) wird Polen auf Platz 5 eingestuft.

05.12.2010

In Polen findet der zweite Wahlgang der Selbstverwaltungswahlen statt. Entschieden wird iiber diejenigen Kan-
didaten fiir das Amt des Woiwoden, Biirgermeisters und Stadtprisidenten, die im ersten Wahlgang im November
keine absolute Mehrheit erreicht haben. Die Wahlbeteiligung betrug 35,31 %.

06.12.2010

Der russische Prisident Dimitri Medwedjew kommt zu einem zweitigigen offiziellen Besuch nach Warschau. Unter-
zeichnet werden verschiedene bilaterale Abkommen (Transport, Schutz der Ostsee, Memorandum zur Zusam-
menarbeit der Staatsanwaltschaften, Ubernahme der Schirmherrschaft fiir die Ungliicksstelle am Flughafen Smo-
lensk durch beide Prisidenten). Dariiber hinaus sollen die ersten wissenschaftlichen Aufgaben des neu entstehen-
den Polnisch-russischen Zentrums fiir Dialog und Verséhnung (Centrum Polsko-Rosyjskiego Dialogu i Porozu-
mienia) diskutiert werden. Das Zentrum wird in Warschau und Moskau angesiedelt. Seine Aufgabe besteht in der
Koordination der Zusammenarbeit im wissenschaftlichen Bereich und in historischen Fragen sowie im Jugendaus-
tausch. Staatsprisident Bronistaw Komorowski unterstreicht die Bedeutung des Besuchs als Neubeginn in den pol-
nisch-russischen Beziehungen. Der letzte Besuch eines russischen Prisidenten in Polen fand vor acht Jahren statt.




POLEN-ANALYSEN Nr. 80, 07.12.2010

UBER DIE POLEN-ANALYSEN

Die Polen-Analysen erscheinen zweimal monatlich als E-Mail-Dienst. Sie werden gemeinsam vom Deutschen Polen-
Insticut Darmstadt, der Bremer Forschungsstelle Osteuropa und der Deutschen Gesellschaft fiir Osteuropakunde
herausgegeben.

Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter www.laender-analysen.de/polen
Kostenloses Abonnement unter http:/www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php

Gefordert durch: Diese Analysen finden Sie online als Lizenzausgabe auf

% Auswirtiges Amt bpb.de

9.

.

aufgrund eines Beschlusses Bundeszentrale fur
des Deutschen Bundestages politische Bildung

Deutsches Polen-Institut Darmstadt

Das Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations-, und Veranstaltungszentrum fiir polnische Kultur,
Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Bezichungen, die sich im Kontext der europiischen Integration ent-
wickeln. Das seit Mirz 1980 aktive und bis 1997 von Griindungsdirektor Karl Dedecius geleitete Institut ist eine Gemeinschafts-
griindung der Stadt Darmstadt, der Linder Hessen und Rheinland-Pfalz sowie des Bundes. Seit 1987 ist die Trigerschaft auf die
Kultusminister der Linder ausgedehnt. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen.
Das DPI hat satzungsgemifd die Aufgabe, durch seine Arbeit zur Vertiefung der gegenseitigen Kenntnisse des kulturellen, geistigen
und gesellschaftlichen Lebens von Polen und Deutschen beizutragen.

Ziel der Vermittlertitigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im
deutsch-polnischen Verhiltnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur,
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stirker ausgeprigt als bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft,
Forschung und Bildung.

Derzeit bemiiht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deutschen Hoch-
schulen und Forschungsinstituten verstirkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher Polen-Forschung Ort wis-
senschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum zu werden. Ausgangspunkt der Neuaus-
richtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Riickbaus der Ressourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in
den unterschiedlichen Disziplinen.Mit der knapp 60.000 Binde zihlenden multidiszipliniren Fachbibliothek fiir Polen, die eine
einzigartige Sammlung polnischer Literatur in der Originalsprache und in deutscher Ubersetzung umfasst, ist das DPI bereits ein
geschitzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen

1982 gegriindet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen kulturellen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungen der Linder Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv
eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgiiter und unabhingiger Texte aus den ehemaligen sozialistischen Lindern. Darunter
befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die das Schrifttcum und Dokumente unabhingiger Ini-
tiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum Umbruch umfasst. Neben ausfiihrlicher individu-
eller Forschung zu Dissens und Gesellschaft im Sozialismus, leitet die Forschungsstelle seit Januar 2007 ein gemeinsames Projekt
mit einem Verbund von internationalen Forschungsinstituten zum Thema »Das andere Osteuropa — die 1960er bis 1980er Jahre,
Dissens in Politik und Gesellschaft, Alternativen in der Kultur. Beitréige zu einer vergleichenden Zeitgeschichte«, welches von der
VolkswagenStiftung finanziert wird.

Im Bereich der post-sozialistischen Gesellschaften sind in den letzten Jahren umfangreiche Forschungsprojekte durchgefiihrt wor-
den, deren Schwerpunkte auf politischen Entscheidungsprozessen, Wirtschaftskultur und der EU-Osterweiterung lagen. Eine der
Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Offentlichkeit. Dazu gehéren unter anderem regelmifige
E-Mail-Informationsdienste mit fast 15.000 Abonnenten in Politik, Wirtschaft und den Medien.

Mit ihrer in Deutschland einzigartigen Sammlung von Publikationen zu Osteuropa ist die Forschungsstelle eine Anlaufstelle so-
wohl fiir Wissenschaftler als auch fiir die interessierte Offentlichkeit. In der Bibliothek sind derzeit neben anderen breit angelegten
Bestinden allein aus Polen ca. 300 laufende Periodika zuginglich. Die Bestinde werden in Datenbanken systematisch erfasst. (www.
forschungsstelle.uni-bremen.de)

Die Meinungen, die in den Polen-Analysen geduBert werden, geben ausschlielich die Auffassung der Autoren wieder.
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Riicksprache mit der Redaktion gestattet.
Redaktion: Prof. Dr. Dieter Bingen (Darmstadt), Silke Plate, M.A. (Bremen)
Technische Gestaltung: Matthias Neumann
Polen-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu, Matthias Neumann
Die Polen-Analysen werden im Rahmen der Datenbank World Affairs Online (WAQ) ausgewertet und sind im Portal IREON www.ireon-portal.de recherchierbar.
ISSN 1863-9712 © 2010 by Deutsches Polen-Institut Darmstadt und Forschungsstelle Osteuropa, Bremen
Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Presse- und Offentlichkeitsarbeit, Deutsches Polen-Institut, Mathildenhghweg 2,
D-64287 Darmstadt, Tel.: 06151/4985-13, Fax: 06151/4985-10, E-Mail: polen-analysen@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen


http://www.bpb.de

	Analyse
	Die Drogenpolitik in Polen – Zeit für eine Korrektur
	Ewelina Kuźmicz, Warschau

	Grafiken zum Text
	Umfragen zum Drogenkonsum unter Schülern

	Chronik
	Vom 16. November bis zum 6. Dezember 2010


